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Mensch j6rg, Mann aus der Familie pagels 
Koblenzer Straße 28, [32584) Löhne 

•• ,; ibt;;;;;I;;; Hi'>'f'i'" 
Firma 
Landgericht Bielefeld 
z. Hd. Geschäftsführung 
Niederwall71 
33602 Bielefeld 

Löhne den 15.08.2016 

Fax: 0521/ 549 12 72 
Verteiler zur Kenntnisnahme 
und um der Anzeigepflicht •• 
Kriminelle In der Rec:htspfIep 
Nachdruck zu verleiten. 

Geschäftsnummer: 7 0 190/16 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Verweis auf den Beschluss/Urteil vom 06.07.2016, incl. der 
Rechtsmittelbelehrung als Ablehnung und Zurückweisung der 
WAG-Justiz-Opfer-Hllfe Deutschland als völkerrechtliches 
Rechtssubjekt und Bevollmächtigte, sowie meiner Ablehnung 
und Zurückweisung des Beschlusses vom 07.07.2016 der 
Bediensteten der Firma Landgericht Bielefeld (vgl. 
Dienstausweis) ohne Vornamen Herrn Schwartz, Herrn 
Niesten-Dietrich, Herrn Schnell als angestellte Richter der 
Firma Landgericht Bielefeld, rügt der Unterzeichner die 
fortwährende Verletzung seines rechtlichen Gehörs (vgl. 
Antrag auf Zusendung einer Kopie der Urschrift des 
Beschlusses vom 07.07.2016 mit der persönlichen Unterschrift 
der o. g. Bediensteten (vgl. Dienstausweis) Herrn Schwartz, 
Herrn Niesten-Dietrich, Herrn Schell vom 25.07.2016). 

Interim-Staatsbeamter (Botschafter/Konsul) des Staates Deutschland/Germanitien, 
JOH-Senator, Rechtbeistand (gem. Art. 1 § 7 RBerG, Art. 6 Abs. 3 c MRK, Art. 14 Abs. 3 d IPbpR), 

Friedensstifter, Menschen- und Völkerrechtler, Journalist, Reporter, Forscher, 
Natur-, Tier- und Umweltschützer, politischer Künstler, geographischer Patriot 

und Lebensberater. - Folter-/Babereiopfer der BRD seit dem 14.03.1967. 

JOH _ Verbinde 

aktiver Christen 

Natur & Umweltschutz 

Kinderschutzbund 

Vllteraufbruch 

der chronisch Kranken 

gegen BehördenwillkOr 

gegen GEZ, GEMA - Abzocke 

staatliche Selbstverwaltungen 

Heimatschutz 

Journalisten 

Detekteien 

Tierschutzbund 

Inkasso 

Mediatoren 

TlitigkeitsschwerpUDkte 

Menschenrechte 

Zwangsversteigerungen 

Rechtsmanagement 

Sicherheitsmanagement 

Treuhand 

Forensische Psychologie 

Kriminologische Psychologie 

Adresse: 

Justiz-Opfer-Hilfe Deutschland 

Alte Domtraße 7 

31737 Rinteln 

Tel.: 05732/90 71 48 9 
Fax: 05262 /69 69 89 5 
Notfallnr. 0176/758 75038 
E-Mail: info@joh-nrw.net 

BOrozeiten 

Di & Fr 11 :00 14:00 Uhr 
u. n. Terminvereinbarung 

Kontoverbindung 
JörgPagels 
Ko.-Nr.: 190 433 56 0 73 
Blz.: 250 50 180 
Sparkasse HanDOver 

mailto:info@joh-nrw.net
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Darüber hinaus rügt der Unterzeichner den Anwaltszwang am Landgericht 
Bielefeld wegen dem Verstoß gegen Art. 139 GG/analog, gegen das gültige 
Besatzungsrecht Im Staat Deutschland, sowie wegen dem Verstoß gegen 
weitere nationale/internationale Gesetze. 

Der Anwaltszwang wird somit vorsorglich durch den Unterzeichner abgelehnt 
und unwiderruflich zurückgewiesen um sich nicht selbst an Straftaten der 
Bediensteten/Personal (vgl. Dienstausweis/Personalausweis) der Firma 
Landgericht Bielefeld und der Bevollmächtigten der Klägerseite zu beteiligen. 

Die Firma Landgericht Bielefeld wird durch den Unterzeichner aufgefordert, 
binnen 7. Tage einen zugelassenen Rechtsanwalt der bundesrepublikanischen 
Rechtspflege zu benennen, der nach deutschem Recht zugelassen ist. 

Für den Fall, dass die Firma Landgericht Bielefeld diesem Antrag binnen 7 
Tage nicht nachkommen sollte und somit weiterhin das rechtliche Gehör des 
Unterzeichners verletzen sollte, nur um sich auch weiterhin der Auskunfts­
und Vorlagepflicht gegenüber der Prozesspartei unter Vorsatz entziehen zu 
können, für diesen Fall wird schon heute angekündigt, dass der Unterzeichner 
dann darauf bestehen wird, dass ausschließlich die WAG-Justiz-Opfer-Hilfe 
Deutschland in der o. g. Geschäftsangelegenheit als Bevollmächtigte 
beauftragt wird. 

Vorsorglich werden die Vollmachten diesem Schreiben angefügt. 

Außerdem bleibt zu berücksichtigen, dass der Unterzeichner als Angehöriger 
des Interim-Staates Germanitien, der indigenen Volksgruppe Germaniten und 
der Freikirche WAG-Aktive Christen in Deutschland sich nicht auf die 
bundesrepublikanische Rechtspflege einlassen wird, solange die gültige 
Rechtsgrundlage und die tatsächliche Zuständigkeit gegenüber deutschen 
Staatsangehörigen durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG 1913), sowie 
gegenüber lebenden und beseelten Menschen als Angehörige des Interim­
Staates Germanitien und der WAG-Neue Gemeinschaft von lebenden und 
beseelten Menschen, nicht zweifelsfrei geklärt worden ist. 

Mell$Ch j6ra, Mann aus der Familie pagels, lebender und beseelter Mensch und allelnl&er Repräsentant des Menschen j6rl pa,elS. 
In Geac:I1l1f111f1lhrung ohne Auflrag nach BGB § 677 wegen ~heitiAusfall der slIIatt!chen Stellen in &IIbstertnAchtigung und In Gebrauch seiner latenten 
Rechlllftlhigkeil als deutscher Staal!langehOriger mit unmillelbarer ReichszugeIl6rigkeil durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG vor 1913) als Pteulle. Hoheitlich IOr 
den deutlichen staat handelnd wegen Offenkundiger Teilidentitat und Ausfall der slllattichen Stellen zum Schutz des deu1scllen Volkes nach 1115 congena, Ius 
Indigelllltul und 1115 naturells um einen Friedensvertrag, eine legitime Verfassung, VOlkel'recllftid! und juristi8ch komII<1e Personeneuswei8e und Reiaepllsse filf das 
deu1scIIe IfoIk und die soI'ortlge Um8elZUng des Art. 20 • Grundgeeetz zum Schut!: der natlidichen Lebensgruncllagen fIlr Menschen, rl8re und Pflanzen uMIIIIIIZen zu 
kOnnen. Nlchl-BRD(.QMF}-AngehOrigerlPel'lsonlll und im AufInIg des Staates DEUTSCHLAND (GERMANY) latig (vgl. §§ 18-20 G\IGIanlllog). ExterrllOrlalItIIt nach 
Maßgabe des Wiener Übereinkommens Ober konaularUlche Beziehungen vom 24.04.1963 (Bundesgesetl.blatt 1969 11 S. 1585 fI) (siehe WOO, WIIK). Die NAZI­
SIaaIlIengehOrigkell.DEUTSCH' im BRO-Pen!onaIausweisIReiaepau von 1834 wird wegen Versto& gg. u. a. Art. 1311 GGlanalog abgeiellnVZUrtlckgewlellen. 
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Des Weiteren wird der Zeuge, Herr Jens Wagner als ehemaliger Angehöriger 
des Vorstandes der WAG-Justiz-Opfer-Hilfe Deutschland vom Unterzeichner 
abgelehnt. 

Tatsächlich ist es nämlich so, dass ein Großteil aller späteren Vereinbarungen 
bzgl. dieser inhaltlichen Streitigkeiten, die nun über die Firma Landgericht 
Bielefeld per Gefälligkeits-Urteil beschieden werden soll, unter Angehörigen 
des Interim-Staates Germanitien und somit in einem geschlossenen 
Rechtskreis vereinbart wurden. 

Damit hat die bundesrepublikanische Rechtspflege die nicht einmal über eine 
gültige Rechtsgrundlage, noch über eine tatsächliche Zuständigkeit verfügt, 
überhaupt nichts zu tun. 

Tatsächlich hat der vermeintliche Zeuge Herr Jens Wagner seine Position in 
dem Vorstand der WAG-Justiz-Opfer-Hilfe Deutschland nur benutzt um u. a. 
auch eigene finanzielle Vorteile daraus ableiten zu können. 

Im Anschluß daran hat sich der vermeintliche Zeuge Herr Jens Wagner dann 
von der WAG-JOH getrennt und dort einen Schaden von mehreren tausend 
Euro durch ein betrugsähnliches Verhalten, hinterlassen. 

Dies als Grund der Ablehnung des vorgenannten Zeugen wegen Befangenheit, 
ohne Anerkennung einer Zuständigkeit der Firma Landgericht Bielefeld. 

Abschließen ergehen nachstehende Anträge als NIE 0 E R S eHR 1FT und 
somit auch schriftlich zu Protokoll ohne Anerkenntnis einer Zuständigkeit der 
Firma Landgericht Bielefeld binnen 7. Tage nach Faxeingang. Die Anträge 
erfolgen auch nach dem IFG/UIGNIG-anaJoge zur zweifelsfreien Klärung der 
gesetzlichen Zuständigkeit der Firma Landgericht Bielefeld gegenüber 
Angehörigen als lebende und beseelte Menschen des Interim-Staates 
Germanitien und des indlgenen Staatsvolkes Germaniten um den ordentlichen 
Rechtsweg in der Bundesrepublik Deutschland entsprechend der Vorschrift 
des Bundesverfassungsgerichts weiterführend beschreiten zu können. 

Mensch J61'& Mann aus der Familie palels,lebender und beseelter Mensch und alleinIpr Reprilsentant des Mensehen J6rl paps. 
In GescMflafllhrung ohne Auftrag nach BG8 § 877 wegen Ab_heftlAusfall der Itsallichen Stellen In SelbsIen.lIIChtigung und in Gebrauch seiner laIenIBn 
Rach1sIIhlgk.eit aI$ deutsdler SIaa\SIJngeIIOIi mit unmillelbarer ReichszugtlhOl'igk.eit dUfl:h Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG 'IM 1913) als Preu8e. HoheiI!ich fIlr 
den deuIschIIn Stut handelnd wegen oIfenkundlger T elildenlltilt und Ausfall der &1aaIIichen SteHen zum Schutz des äeull(:hen Vclk8$ nach lus COfIII8IIII, Ius 
Indlgenltua und lila llllluralls um einen Friedensvertrag, eine legitime Verfauung. ~iCh und jurlstiach kon'ekIII PenIoneneusweise und ReisepAue IIIr des 
deutsche Vclk und die HfoftIge Umseizung des Art. 20 • Grundgesetz zum &:hutz der rnoIOriichen Lebenllgrundlaglltl fIlr Menachen. Tee und Pftanzen umsetzen ZI.I 
kOnnen. Hlcht-SRD(.QMF}AngehOrigerlPenlonal und im AuIIrIIg d8$ Staates DEUTSCHLAND (GERMANY) tAtig (val. §§ 18-20 GVG/enalog). ExtenIIorIdIIt nach 
Maßgabe des Wlener Obereinkommens Ober Konsularische Beziehungen vom 24.04.1983 (Bundesgesetzblatt 1989 II S. 11586 11) (siehe WOD, WOK). Die NAZI­
SlUIsengtlhOl'igkeit .DEUTSCH" im BRD-PersonaillUsweilllReisepess von 193<4 wird wegen Ve"" gg. U.•. M. 139 GGianalog abgeIehn~. 
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1.) Handelt es sich bei dem Landgericht Bielefeld um ein staatliches Gericht 

(vgl. § 15 GVG) ? 

2.) Wird am Landgericht Bielefeld der gesetzliche Richter gewährleistet (vgl. 

Art. 101 GG i. V. mit § 16 GVG/analog) ? 

3.) Handelt es sich bei den Richtern am Landgericht Bielefeld um 

unabhängige Richter die ausschließlich an Recht und Gesetz gebunden 

sind und das rechtliche Gehör der vermeintlich Beklagten oder 

Prozessparteien zu beachten haben (vgl. GG Art. 20 (3), 97, 103/analog) ? 

4.) Sind die Richter und Rechtspfleger am Landgericht Bielefeld nach 

deutschem Recht zugelassen (vgl. § 11 (2) & (3) StGB/analog) ? 

5.) Nach welchem gültigem Recht werden Strafverfahren, ZivIlverfahren, 

Zwangsversteigerungen, u. a., am Landgericht Bielefeld und den 

Amtsgerichten im Zuständigkeitsbereich des Landgericht Bielefeld 

durchgeführt und durchgezogen (vgl. Art. 23 GG a. F.) ? 

6.) Im Namen welches Volkes werden Beschlüsse/Urteile/Verfügungen u. a. 

am Landgericht Bielefeld erlassen? 

7.) Ist die Gerichtsbarkeit (vgl. bundesrepublikanische Rechtspflege) des 

Landgericht Bielefeld auch für lebende und beseelte Menschen als 

deutsche Staatsangehörige durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG 

1913) zuständig, oder ausschließlich nur für "natürliche und juristische 

Personen" als Inhaber eines Personalausweis/Reisepass? 

8.) Welche Staatsangehörigkeit bescheinigt/vergibt die Bundesrepublik 

Deutschland mit dem Verkauf des Personalausweis/Reisepass mit der 

Staatsangehörigkeit "DEUTSCH" von 1934 (vgl. Verstoß gg. Art. 139 GG) ? 

9.) Werden am Landgericht Bielefeld bis dato außer dem Anwaltszwang 

auch noch weitere NAZI-Gesetze zur Anwendung gebracht? 

10.) Können natürliche/juristische Personen in der Bundesrepublik die 

Einhaltung der Menschenrechte einfordern oder haben diese nur für 

lebende und beseelte Menschen Gültigkeit? 

Begründung zu Nr. 10. dieser o. g. Anträge nach dem IFG/UIG/VIG-analoge: 

Mensch J6ra. Mann aus der familie pa,els, lebender und beseelter Mensch und alleinIpr Reprlsentant des Menschen J6r, papls. 
k1 Geachllftefllhrung ohne Auftnlg nach 8GB § 677 wegen AbwesenhelllAusfall der a1llalliChen stellen in Selbstermlchtigung und in Gebrauch eei_ latenIIln 
Rec:h1IIfIhlgkei! als deulllCll« StaalllangehOriger mit unmittelbarer ReiChlIzugehOrigkei! durch Abstammung und Geburt (vgl. RuSIAG vor 11113) als Preule. Hoheitlich fIlr 
den deu1scheo S_ handelnd wegen ofI'enkundigar T eilldentitlt und Ausfall der S1IIaIIiChen stellen zum Schutz deS dllUl!lohen Volkes nach lus COß98"'. ... 
Indlgenatua und lus nalurllle um einen Friedensvertrag, eine legitime Verfassung. v61karreoht11oh und jurislisoh korrekte Pensonenauaweise und Ralsepjlsae filr dllS 
dIIUI!Iche Volk und die aofortIge Umsetwng des Art. 20 a GrundgHetz zum Schutz der nalOrIlchen Lebensgrundlagen fIlr Mensc:hen, TIere und Pftanzen ufM8lXen zu 
klInnen. Nlcht-BRD(..oMI'}AngehOrigerlPersonal und im Auftrag des Staates DEUTSCHLAND (GERMANY) tllig (vgl. §§ 18-20 G\lGlanalog). Exten1IorIaRtlt nach 
Maßgabe des Wlener ObareinkQmmens Obar konsulariSChe Beziehungen \/tlIll 24.04.11163 (Bundesg_Jatt 111611 11 S. 1585 11) (SIehe WOD. WIIK). Die NAZI­
S1aaIsangehörigkeil.DEUTSCH' im BRD-PenIonaiausweiSIReleepass von 1834 wird wegen Venstol gg. u. a. M. 1311 GGianalog abgelehnllzurllckgewltean. 



Arbeitsgemeinschaft der Menschenrechtsorganisation 

WAG - Justiz-Opfer-Hilfe NRW /DEUTSCHLAND 


Menschenrechtsverteidiger: Mensch jörg. Mann aus der Familie pagels 

in staatlicher Selbstverwaltung gern. UN-Res AlRES/56/83 Art. 9 u. 11 

Seite 5 

Im Buch Deutsches Richtergesetz aus dem Jahre 1973 steht unter dem § 9 
(Voraussetzungen für die Berufungen der Richter) auf der Seite 102 folgendes: 
11 § 1 des Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 
vom 17.05.1956 (BGBL I s. 431) gilt die deutsche Staatsangehörigkeit mit 
Wirkung vom 26.4.1954 als erloschen". 

Wie dem Bundesgesetzblatt Teil 11, Ausgegeben zu Bonn am 22. April 1976 zu 
dem Übereinkommen vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung von 
Staatenlosen vom 12. April 1976 im Artikel 27 (vgl. Personalausweis) zu 
entnehmen ist, stellen die Vertragsstaaten jedem STAATENLOSEN der sich in 
ihrem Hoheitsgebiet befindet, einen PERSONALAUSWEIS aus. 

Somit bleibt zu vermuten, dass den natürlichen/juristischen Personen als 
deutsche Staatsangehörigen in der Bundesrepublik Deutschland mittels 
Personalausweis/Reisepass unter Vorsatz ihre tatsächliche Staatsangehörigkeit 
(vgl. Deutschland (Germany)) vorenthalten wird. ? 

Damit bleibt an dieser Stelle die Frage offen, ob für natürliche/juristische 
Personen (vgl. Sachen) als vermeintlich Staatenlose in der Bundesrepublik 
Deutschland überhaupt Recht in der bundesrepublikanischen Rechtspflege 
erreichbar ist und ob darüber hinaus die Menschenrechte und internationale 
Chartas ( vgl. UNO-Resolution 217 A (111), EU-Annex doc 10111/06, 
A/RES/53/144, A/RES/45/120, A/RES/34/169, u. a.) für natürliche/juristische 
Personen in der Bundesrepublik Deutschland Gültigkeit besitzen, oder eben 
auch nur für lebende und beseelte Menschen? 

Abschließend wird hier dann vorsorglich auch noch mal auf die Anzeigepflicht 
(vgl. § 138 (3) StGB/analog) für jedermann bei erkennbaren Straftaten 
hingewiesen. Dem Unterzeichner soll später niemand kommen, er hätte von 
dem handeln/tun der Kriminellen in der bundesrepublikanischen Rechtspflege 
nichts gewußt. 

1;;pre;y:;::;g 
Mensch]arg, Mann aus der Familie PIleis, lebender und beseelter Mensch und allelnlaer Repräsentant des Menschen J6rl Pipis. 
In Geschaftsfilhrung ohne Auftrag nach 8GB § 677 wegen Abwesenheit/Ausfall der staatlldlen Stellen in Selbstermllclltigung und In Gebrauch seiner latenten 
Rechtsfahigl<eit lila deuIIIcher StaatsangehOriger m~ unmiltelbarer ReichszugellOrigkeit durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG vor 1913) als Preule. Hoheillich filr 
den deutschen Staat handelnd wegen OIfenkundlger Teilidentitat und Ausfall der staatliChen Stellen zum Schutz des deutschen VOlkes nach lus congana, lu8 
lndigell8lWl und I.. llllluralla um einen Friedensvertrag, eine legitime Verfassung, vOlkllfTechUich und jutiatisch kIImIk1e Personenauswel8e und Reisepasae filr d8fl. 
deutsche VOlk und die tIOfortlge Umsetzung des Art. 20 a Grundgesetz zum Schutz der natO~ichen Lebenagnlndlagen filr Menschen, Tiers und Pllanzen umsetzen zu 
kOnnan. Nlcht-BRD(.QMF)-AngaMriglll'll'lHwnal und im Auftrag des Staates DEUTSCHLAND (GERMANY) talig (vgt §§ 18-20 GVGlaoalog). EztanIIOrIaIItIt nach 
Maßgabe des Wlaner Obereinkommena Ober konSUlarische Beziehungen vom 2404.1963 (Bundesgesatzblatl 1989 11 S. 1565 fI) (siehe WOD, WOK). Die NAZI­
SIaaIsangehOrigkeil.DEUTSCH" im BRD-PersonalausWlliaIReiaepasa YOII1934 wird wegen V_IDI 119. u. a. Art. 139 GGlaoalog abgeIehnttzulilcl<geWlesen. 



Senator für Recht - Angehöriger des Vorstandes - Bevollmächtigter nach § 7 (1) RDG I analog 

Als lebender und beseelter Mensch der indigenen-Volksgruppe Germaniten und Angehöriger 
der WAG - Rechtsnormen-Schutzverband Deutschland erteile ich, der Unterzeichnende 

lebender und beseelter Mensch jörg, Mann aus der Familie pagels 

unter Bezug auf §§ 79 + 90 ZPO, § 7 (1) RDG und gemäß Art. 6 Abs. 3 c MRK + 
Art. 14 Abs. 3 d IPbpR auf der Grundlage von Art. 25, i. V. mit Art. 20 (3), i. V. mit 
Art. 139 GG, i. V. mit § 138 ZPO, i. V. mit § 291 ZPO, i. V. mit § 138 StGB/analog 
(Der Anwaltszwang wird wegen Verstoß gg. u. a. Art. 139 GG/analog, abgelehnt) 

Mensch axel, Mann aus der Familie thiesmeier 
Senator des Rechtsnonnen-Schutzverband Deutschland, 

VOLLMACHT 

mich in dem beim Landgericht Bielefeld, Niederwall 71, 33602 Bielefeld 

Az: 7 0 190/16 

anhängigen und evtl. daraus folgenden Verfahren mit allen sich aus § 81 ZPO ergebenden 
Befugnissen zu vertreten; Rechtsmittel einzulegen und zurückzunehmen; 


Strafanträge zu stellen und zurückzunehmen sowie die Zustimmung gemäß StPO §§ 153 und 

153 a zu erteilen; 


Nebenklage zu erheben; 


zur Vertretung in Kostenfestsetzungsverfahren und zur Stellung der dazu erforderlichen Anträge; 


zur Erhebung und Zurücknahme von Widerklagen; 


Akteneinsichten gemäß ZPO § 299 Rn 1 und StPO § 147 vorzunehmen; 


zur Vertretung in sonstigen Verfahren auch bei außergerichtlichen Verhandlungen aller Art. 


Andere Vollmachten sind von mir in dieser Angelegenheit nicht erte~ 

Rlnteln, den .~:i.aa,~Q~l!..... .1.~......:1.5?................. 

(Vollmachtgeber) 

Anlage als NIE DER SC H R 1FT und schriftlich zu Protokoll! 

Anschrift: Vorstand: Kommunikation: 
Rechtsnonnen-Schutzverband Deutschland Mensch axel aus der Familie thiasmaiar www.joh-nrw.net 
Alte Dorfstraße 7 Mensch claudia alfrlede aus der Familie obermaiar info@joh-nrw.net 
31737 Rinteln Mensch jürgen aus der Familie nlemayar Tel.: 05731 14989180 

Fax: 05262 169699895 



-------- ----------------- --------

Abmahnung - Leistungsbescheid - Titulierte Ansprüche - Verfügung - kraft Gesetzes 

WAG-JOH/VG Germaniten - Beschluss - RGrundlage =VdDR 1849, 1871/ WRV, HLKO, GG 


Schriftlich zu Protokoll! amtl. Unterlage im Sinne des § 31, Abs. 1 LOG, GG Art. 19 -Zitiergebot­

VwVG §3 Abs. i/analog, GG Art. 133/ Behörde ist verpflichtet, an die zuständigen Behörden weiterzuleiten. 

DR -Interim - A~t~~ru·;trzl~n~R~enschenrechte 

Volksgruppe JOH/WAG/VG Germaniten 


WAG-Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland, Alte Dorfstraße 7,31737 Rinteln 


Vollmacht 

Der Staatlichen Selbstverwaltung u. a., gem. UNO Resolution AlRES/56/83 Art. 9 & 11 

Aktenzelchen/Geschäftsnummer: 70190/16 u. a 

In der o. g. Angelegenheit wird der WAG-Justiz-Opfer-Hilfe Vollmacht erteilt. 

1.) Zur Vertretung in völkerrechtlichen und menschenrechtlichen Verfahren. 

2.) Zur ProzessfOhrung einschließlich der Befugnis zur Erhebung und Zurücknahme von Wiederklagen. 

3.) Zur AntragsteIlung in Scheidungs- und Scheid ungsfolgesachen , zum Abschluss von Vereinbarungen 


Ober Scheidungsfolgen, sowie zur Stellung von Anträgen auf Erteilung von Renten- und sonstigen 
VersorgungsauskOnften. 

4.) 	 Zur Vertretung und Verteidigung in Bußgeld- und Strafsachen einschließlich der Vorverfahren sowie (fOr 
den Fall der Abwesenheit) zur Vertretung und mit ausdrücklicher uneingeschränkter Ermächtigung auch 
zur Stellung von Regressforderungen, Strafanträgen und anderen Anträgen/Schriftsätzen gegenOber 
Ämtern/BehördeniDienststellen/GerichtenNerwaltungen der Bundesrepublik Deutschland. 

5.) 	 Zur Vertretung in allen sonstigen AngelegenheitenNerfahren gegenOber Ämtern, Behörden, 
Dienststellen, Gerichten und Verwaltungen der Bundesrepublik Deutschland und auch bei 
außergerichtlichen Verhandlungen aller Art (insbesondere auch in Unfa"angelegenheiten zur 
Geltendmachung von AnsprOehen gegen Verursacher, Fahrzeughalter und deren Versicherer). 

6.) 	 Zur BegrOndung und Aufhebung von Vertragsverhältnissen und zur Abgabe und Entgegennahme von 
einseitigen Willenserklärungen (z. B. KOndigungen) in Zusammenhang mit der o. g. Angelegenheit. 

Die Vollmacht gilt fOr alle Instanzen und auch vor internationalen Gerichten und erstreckt sich auch auf Neben­
und Folgeverfahren aller Art (z. B. Arrest, einstweilige VerfOgung, Kostenfestsetzungs-, Zwangsvollstreckungs-, 
Interventions-, Zwangsversteigerungs-, Zwangsverwaltungs-, Hinterlegungsverfahren sowie Insolvenzverfahren. 
Sie umfasst insbesondere die Befugnis, Zustellungen zu bewirken und entgegenzunehmen, diese Vollmacht ganz 
oder teilweise auf andere zu Obertragen (Untervo"macht), Rechtsmittel einzulegen, zurOckzunehmen oder 
gänzlich auf sie zu verzichten, den Rechtsstreit oder außergerichtliche Verhandlungen durch Vergleich, Verzicht 
oder Anerkenntnis zu beenden/erledigen, Geld, Wertsachen und Urkunden, insbesondere auch den 
Streitgegenstand und die von dem Gegner, von der Justizkasse oder von sonstigen Stellen zu erstattende 
Beträge entgegenzunehmen, sowie Akteneinsicht zu nehmen. 

Löhne, 15.08.2016 

Ort/ Datum Unterschrift der/des WAG..JOH Angehörigen 

Außerdem fordern wir einen Friedensvertrag und eine gUltlge Verfassung für das deutsche Volk sowie völkerrechtlich und juristisch 
korrekte Ausweise/Reisepässe für alle deutschen Staatsangehörigen (vgl. RuStAG von 1913 - BRD-StAG 1999). Der Anwaltszwang an BRD­

Gerichten wird wegen dem offenkundigen Verstoß (vgl. § 291 ZPO/analog) gg. den Art. 139 GG/analog abgelehnt und zurückgewiesen. 



Senator für Recht· Angehöriger des Vorstandes· Bevollmächtigter nach § 7 (1) RDG I analog 

Als lebender und beseelter Mensch der indigenen-Volksgruppe Germaniten und Angehöriger 
der WAG - Rechtsnormen-Schutzverband Deutschland erteile ich, der Unterzeichnende 

lebender und beseelter Mensch jörg, Mann aus der Familie pagels 

unter Bezug auf §§ 79 + 90 ZPO, § 7 (1) RDG und gemäß Art. 6 Abs. 3 c MRK + 
Art. 14 Abs. 3 d IPbpR auf der Grundlage von Art. 25, i. V. mit Art. 20 (3), i. V. mit 
Art. 139 GG, i. V. mit § 138 ZPO, i. V. mit § 291 ZPO, i. V. mit § 138 StGB/analog 
(Der Anwaltszwang wird wegen Verstoß gg. u. a. Art. 139 GG/analog, abgelehnt) 

Mensch jürgen, Mann aus der Familie niemeyer 
Senator des Rechtsnormen-Schutzverband Deutschland, 

VOLLMACHT 
mich in dem beim Landgericht Bielefeld, Niederwall 71, 33602 Bielefeld 

Az: 7 0 190/16 

anhängigen und evtl. daraus folgenden Verfahren mit allen sich aus § 81 ZPO ergebenden 
Befugnissen zu vertreten; Rechtsmittel einzulegen und zurückzunehmen; 

Strafanträge zu stellen und zurückzunehmen sowie die Zustimmung gemäß StPO §§ 153 und 
153 a zu erteilen; 

Nebenklage zu erheben; 

zur Vertretung in Kostenfestsetzungsverfahren und zur Stellung der dazu erforderlichen Anträge; 

zur Erhebung und ZurOcknahme von Widerklagen; 

Akteneinsichten gemäß ZPO § 299 Rn 1 und StPO § 147 vorzunehmen; 

zur Vertretung in sonstigen Verfahren auch bei außergerichtlichen Verhandlungen aller Art. 

Anlage als NIE DER 5 eHR 1FT und schriftlich zu Protokoll! 

Anschrift: Vorstand: Kommunikation: 
Rechtsnormen-Schutzverband Deutschland Mensch axel aus der Familie thiesmeier www.joh-nrw.net 
Alte Dorfstraße 7 Mensch claudia elfriede aus der Familie obermeier info@joh-nrw.net 
31737 Rinteln Mensch jürgen aus der Familie niemeyer Tel.: 05731/4989180 

Fax: 05262/69699895 
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Löhne den 15.08.2016 

Fax: 0521/ 549 12 72 
V........r zu.. Kennbth....h ...... 

u_ um _ An""III..,.nich1: __ 
Krilnfn..lfelrt der Rechtapfl..... 
Nachdn.n:k D.I veJ'leften. 

Sehrigeehtte Oaenan u~tI' Herren.. 
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mit Verw,els auf den BeSChluss/Urteil vom 06.07.2016, incl. der 
Rechl:srnfrtelbelllJ",rung!als Ablehnung und ZUrDckweisung der 
WAG-Justiz-Opfer:"Hilf~ Deutschland als v61kerrechtliches 
RechtssubJek't und Bevollmächtigte, sowie meiner Ablehnung 
und, ZurDckweisung des Beschlusses vorn 07.07.2016 der 
Bedi~nst~en dier f:i~ma Landgericht Bielefeld (vgl. 
Dlen.t:au~~eis) o,hne li Vornamen Herrn. Schwartz~ HerrnI 

Nie&t!en-Öiet:rich~ iHerrn. ISchne'l als angestellte Richter der 
,-t -1 '- . ;0 :{, 1 

Firma L~ndgerl~~t ar.lefe1d.. rüst der Unterzeichner die 
f0rtvYähr~~de y,rletz~~g' ~elnes re~htlichen Gehörs (Vlill. 
Antrag .uf Zusendung einer Kopie der Urschrift des 

I ,~ 1 - , ' _ ~ -. ! 

Besct,duS$e,$ vom 07_07~2016 mit der persönlichen Unterschrift 
der 0_ g,ü iledlens'teten (vgl. Oienstausweis) Herrn ScbVIIsrtz... 
Herrn Ni~ten-Dietrich.. Herrn ScheU vom 25.07.20:1.6). 

Int.rf~-Sta:ap;beamter (Bo'tSd'jatfer/KonSul) des Staat:es Deutschland/Germanitien, 
.lOH-S~nat;Ort, Rechtbeistand (~1Art. 1. § 7 11-" Art. 6 Abo. a. c MRK. Art. :1.4 Ab>-. , d IPbpRl. 

Frlede?sst:it'tje~, M.ns,c;:~tiln- u'ifl yeUkerrtilchtltilr. Journalist, Reporter, Forscher, 
Natur-~ Tler-iiu!"d Urn~I'ESCh~~. politischer Künstl..... geographischer Patriot 
und Lebansberötter. -, Fo1ter-IBabereJopfer der BRD se~ dem 14.03.1967. 
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